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2 AZR 549/90 
10 Sa 34/90 Hamm Im Namen des Volkes!Verkündet am 
15. August 1991
Noll,
Reg."Hauptsekretärin 
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle In Sachen

PP.

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts gemäß 
§ 128 Abs. 2 ZPO in der Sitzung vom 16, August 1991 
durch d?n V ’ .„.ü l.;n -2 : -V r r Hillebrecht, die Richter 
Triebfürst und Dr. Rost sowie die ehrenamtlichen Richter 
Thieß und Brocksiepe für Recht erkannt:
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1. Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Hamm vom 3. Mai 1990 
- 10 Sa 34/90 - aufgehoben.

2. Der Rechtsstreit wird zur erneuten Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten der Re­
vision, an das Landesarbeitsgericht zurückver­
wiesen.
V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d s

Der Kläger war seit April 1988 als Rechtsanwalt in der An­
waltskanzlei des Beklagten gegen eine Nettovergütung von zuletzt 
3.500,—  DM monatlich tätig gewesen. In der Zeit vom 1. Juli 1988 
bis 15. Januar 1989 war er amtlich bestellter Vertreter des Be­
klagten, der sich zu dieser Zeit in Strafhaft befand.

Durch Urteil des Ehrengerichts für den Bezirk der Rechtsan- 
1 f.?.Kammer Hamm vom 2. November 1988 - 6 EV 421/86 - wurde gegen 

den Beklagten "wegen schuldhafter Verletzung der Standespflichten 
ci-nti, §§ 43, 113 BRAO das Verbot verhängt, auf die Dauer von fünf 
Jahren auf dem Gebiet des Zivilrechts (einschließlich Familiensa- 
chen) und des Strafrechts und der damit zusammenhängenden Rechts­
gebiete tätig zu werden".

Mit Schreiben vom 16. Januar 1989 kündigte der Beklagte dem 
Klüger fristlos. Hiergegen wandte sich der Kläger mit einer zum

« -cj'ji loht erhobenen Feststellungsklage. Der Beklagte rügte 
in erster Linie die sachliche Unzuständigkeit der Gerichte für 
Arbeitssachen, weil mit dem Kläger kein Arbeitsverhältnis bestan­
den habe. Das Arbeitsgericht bej ahte die sachliche Zuständigkeit
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und erachtete die fristlose Kündigung für unwirksam. Die hierge­
gen vom Beklagten persönlich eingelegte Eerufung verwarf die 
Elfte Kammer des Berufungsgerichts durch Urteil vom 23. Januar 
1990 - 11 Sa 1093/89 - als unzulässig mit der Begründung, das vom 
Ehrengericht verhängte Vertretungsverbot erstrecke sich auch auf 
das Gebiet des Arbeitsrechts, so daß der Beklagte vor dem Landes­
arbeitsgericht nicht postulationsfähig gewesen sei. Mit der hier­
gegen erhobenen Nichtzulassungsbeschwerde - 2 AZN 224/90 - rügte 
der Beklagte eine Divergenz zu einem Beschluß der 14. Kammer des 
Berufungsgerichts vom 20. Dezember 1989 - 14 Ta 557/89 -, in dem 
die Postulationsfähigkeit des Beklagten bejaht worden war. Die 
Nichtzulassungsbeschwerde wurde durch Beschluß des erkennenden 
Senats vom 8. August 1990 als unzulässig verworfen.

Mit der vorliegenden Klage hat der Kläger von dem Beklagten 
aus dem Gesichtspunkt des Annahmeverzuges Gehaltszahlung für die 
Monate April bis Dezember 1988 in Höhe von 34.200,—  DM brutto 
abzüglich gezahlter 22.924,—  DM netto nebst Zinsen gefordert.

Der Beklagte hat Klageabweisung beantragt. Er hat in erster 
Linie wiederum die sachliche Zuständigkeit der Gerichte für Ar­
beitssachen gerügt und eingewandt, dem Kläger stünden über die 
gezahlten Beträge hinaus keine weiteren Ansprüche zu. Er sei ab 
Oktober 1988 nur noch an drei bis vier Tagen in der Woche ein bis 
vier Stunden nachmittags im Büro gewesen und habe sich Beträge 
von 1.500,—  DM und 5.158,23 DM gutschreiben lassen; außerdem 
stünden ihm mehrere Gegenforderungen zu, mit denen er aufrechne. 
Er hat weiter Widerklage auf Auskunfterteilung und Rechnungsle-
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gung über die Tätigkeit des Klägers als amtlich bestellter Ver­
treter sowie Zahlung der sich hieraus ergebenden Beträge, Erstel­
lung von Honorarabrechnungen für die im eigenen Namen für ihn, 
den Beklagten, vorgenommenen Anwaltstätigkeiten und Einwilligung 
in die Abtretung von Honoraransprüchen aus anwaltlicher Tätigkeit 
an ihn erhoben. Der Kläger hat die Abweisung der Widerklage be­
antragt .

Das Arbeitsgericht hat durch Versäumnisurteil vom 25. August 
1989 der Klage stattgegeben und die Widerklage abgewiesen.

Hiergegen hat der Beklagte Einspruch eingelegt. Das Arbeits­
gericht hat durch Urteil vom 15. November 1989 das Versäumnisur­
teil vom 25. August 1989 aufrechterhalten. Es hat angenommen, daß 
zwischen den Parteien ein Arbeitsverhältnis bestanden habe.

Gegen dieses Urteil hat der Beklagte auf einem Briefbogen 
"Rechtsanwälte Ulrich F , Brigitte A , Anwaltsge­
meinschaft" persönlich Berufung eingelegt.

Der Kläger hat beantragt, die Berufung als unzulässig zu 
verwerfen, weil der Beklagte aufgrund des gegen ihn verhängten 
Vertretungsverbots im Verfahren vor dem Landesarbeitsgericht 
nicht postulationsfähig sei und nicht in eigener Sache Berufung
habe einlegen können.

Der Beklagte hat vorgetragen, das Vertretungsverbot umfasse 
nicht das Gebiet des Arbeitsrechts. Er hat sich hierfür auf eine 
Auskunft des Vorsitzenden der Ersten Kammer des Ehrengerichts vom
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29. Juni 1989 berufen, nach der sich das Vertretungsverbot des 
Ehrengerichts nicht auf die Vertretung vor den Gerichten für Ar­
beitssachen bezog.

Er hat weiter geltend gemacht, er habe unter dem 6. April 
1990 das Ehrengericht gebeten, durch Berichtigungsbeschluß, ggf. 
durch Auslegung aufgrund gerichtlicher Entscheidung gern. § 116 
BRAO, § 458 StPO klarzustellen, daß sich das Vertretungsverbot 
nicht auf die Vertretung vor Arbeitsgerichten erstrecke; der 
Rechtsstreit müsse deshalb zumindest bis zu der erbetenen Ent­
scheidung des Ehrengerichts ausgesetzt werden. Letztlich komme es 
aber auf den Umfang des Vertretungsverbots nicht an, weil nach 
§ 155 BRAO die Wirksamkeit von Rechtshandlungen des Rechtsan­
walts, und damit auch die Wirksamkeit der Einlegung der Berufung, 
durch ein Vertretungsverbot nicht berührt werde.

Das Landesarbeitsgericht hat durch Urteil vom 3. Mai 1990 
die Berufung als unzulässig verworfen.

Am 9. Mai 1990 hat das Ehrengericht - 6 EV 421/86 - folgen­
den Beschluß erlassen;

"Der Tenor des Urteils der I. Kammer des Ehrenge­
richts vom 2. November 1988 wird gemäß § 116 
BRAO, 458 Abs. 1 StPO dahin klargestellt, däß 
sich das gegen Rechtsanwalt F verhängte
Vertretungsverbot auf das Gebiet des Zivilrechts 
(einschließlich Familienrecht) beschränkt und die 
Vertretung in bürgerlich-rechtlichen Streitigkei­
ten vor den Amts-, Land- und Familiengerichten 
und die "damit zusammenhängenden Rechtsgebiete" 
sich lediglich auf das Gebiet des Strafrechts be­
ziehen. "
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Mit der Revision verfolgt der Beklagte seine Anträge zu 
Klage und Widerklage weiter. Der Kläger beantragt, die Revision 
zurückzuweisen.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision ist begründet. Sie führt zur Zurückverweisung 
des Rechtsstreits an das Berufungsgericht.

I. Das Berufungsgericht hat die Berufung des Beklagten im we­
sentlichen mit folgender Begründung für unzulässig angesehen:

Die vom Beklagten persönlich eingelegte Berufung sei nicht 
von einem Anwalt im Sinn des § 11 Abs. 2 ArbGG eingelegt worden, 
weil ihm durch das Urteil des Ehrengerichts vom 2. November 1988 
auch jegliche AnwaltStätigkeit auf dem Gebiet des Arbeitsrechts 
verboten worden sei und sich dieses Verbot auch auf eine Tätig­
keit in eigener Sache erstrecke. Zum Umfang des Vertretungsver­
bots werde dem Urteil der Elften Kammer des Berufungsgerichts vom 
23. Januar 1990 gefolgt. Danach sei das Arbeitsrecht ein Teil des 
Zivilrechts und ihm zumindest insoweit zugeordnet, als es die 
Rechtsbeziehungen einzelner Privatpersonen, insbesondere zwischen 
Arbeitnehmern und Arbeitgebern zum Gegenstand habe.

Gegen diese Auslegung des ehrengerichtlichen Vertretungsver­
bots könne der Beklagte nicht mit Erfolg die Auskunft des Vorsit­
zenden der Ersten Kammer des Ehrengerichts anführen. Diese werde 
von dem Tenor des ehrengerichtlichen Urteils nicht getragen. Eine
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weitere Auslegungshilfe stehe nicht zur Verfügung, da der Beklag­
te die Entscheidungsgründe des ehrengerichtlichen Urteils nicht 
vorgelegt habe. Eine zusätzliche spätere Erläuterung des Urteils 
durch einen beteiligten Richter könne - ihre Richtigkeit unter­
stellt - zur Auslegung nicht herangezogen werden, da sie nicht 
mehr an den Urteilsgründen teilnehme.

Aus dem Verhalten des Beklagten könne sogar umgekehrt ge­
schlossen werden, daß die in der behaupteten Auskunft enthaltenen 
Einschränkungen in den Urteilsgründen nicht enthalten seien. Die­
ser Schluß werde bestärkt durch den in der Berufungsverhandlung 
gestellten Aussetzungsantrag des Beklagten. Ein solcher Antrag 
auf einen "Eerichtigungsbeschluß" des Ehrengerichts wäre über­
flüssig, wenn die Urteilsgründe bereits diese Restriktion ent­
hielten.

Dem Antrag des Beklagten, das Berufungsverfahren bis zur 
Entscheidung des Ehrengerichts über seinen Berichtigungsantrag 
auszusetzen, müsse nicht stattgegeben werden. Die vom Beklagten 
erstrebte Einschränkung des Vertretungsverbots könne auf die for­
malrechtliche Lage im Zeitpunkt der Berufungseinlegung keinen 
rückwirkenden Einfluß haben, da eine einmal nichtige, weil unzu­
lässige Berufung nicht im nachhinein durch eine berufsständische 
Entscheidung zulässig werden könne.

II. Der Würdigung des Berufungsgerichts kann nicht gefolgt wer­
den. Die Berufung ist schon im Hinblick auf den im Revisionsver­
fahren vorgelegten Beschluß des Ehrengerichts vom 9. Mai 1990 zu­
lässig.
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Das Berufungsgericht geht davon aus, ein Rechtsanwalt, gegen 
den ein ehrengerichtliches Vertretungsverbot verhängt worden 
sei,vor den betreffenden Gerichten auch in eigener Sache nicht 
postulationsfähig sei, soweit dort, wie gemäß § 11 Abs. 2 ArbGG 
vor dem Landesarbeitsgericht, Anwaltsswang bestehe, und auch 
keine wirksamen Prozeßhandlungen vornehmen könne. Diese Frage ist 
umstritten und vorliegend nicht klärungsbedürftig.

a) Gegen den Beklagten wurde, wie sich aus dem Tenor des ehren­
gerichtlichen Urteils vom 2. November 1988 ergibt, "wegen schuld­
hafter Verletzung der Standespflichten nach §§ 43, 113 BRAO" ein 
Vertretungsverbot verhängt. § 113 Abs. 1 BRAO bestimmt, daß gegen 
einen Rechtsanwalt, der seine Pflichten schuldhaft verletzt, eine 
ehrengerichtliche Maßnahme verhängt wird. Zu diesen zählt nach 
§ 114 Abs. 1 Nr. 4 BRAO das

"Verbot, auf bestimmten Rechtsgebieten als Ver­
treter und Beistand für die Dauer von einem Jahr 
bis fünf Jahren tätig zu werden".

Hinsichtlich der Wirkungen eines solchen Vertretungsverbots
bestimmt § 114 a BRAO, soweit hier von Interesse, folgendes:

(1) Der Rechtsanwalt ... darf auf dem ihm un­
tersagten Rechtsgebiet nicht als Vertreter 
oder Beistand in Person oder im schriftli­
chen Verkehr vor einem Gericht, ... tätig 
werden oder Vollmachten oder Untervollmäch­
ten erteilen. Er darf jedoch die Angelegen­
heiten seines Ehegatten und seiner minder­
jährigen Kinder wahrnehmen, soweit nicht 
eine Vertretung durch Anwälte geboten ist.

(2) Die Wirksamkeit von Rechtshandlungen des 
Rechtsanwalts wird durch das Vertretungs­
verbot nicht berührt....
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b) Der Beklagte meint, seine Berufungseinlegung müsse in jedem 
Fall nach § 114 a Abs. 2 BRAO als wirksam angesehen werden, da 
diese Vorschrift auch für Rechtshandlungen des Rechtsanwalts in 
eigener Sache gelte. Diese Ansicht hatte das Reichsgericht zu der 
insoweit inhaltsgleichen Vorschrift des § 91 b Abs. 3 Satz 3 RAO 
vertreten (RGSt 69, 377). Das Kammergericht (Beschluß vom 
11. September 1968 - (1) Ss (63) 245/68 - NJW 1969, 338) hat zu 
der mit § 114 a Abs. 2 BRAO inhaltsgleichen, für ein vorläufiges 
Berufs- und Vertretungsverbot geltenden Vorschrift des § 155 
Abs. 5 BRAO ausgesprochen, jedenfalls ein Berufsverbot erstrecke 
sich auch auf Rechtshandlungen des Rechtsanwalts in eigener 
Sache, weil es nicht dem Sinn und Zweck des Gesetzes entspreche, 
einen bösgläubigen Anwalt, der sich mißbräuchlich auf diese 
Vorschrift berufe, zu schützen. Es hat allerdings ausdrücklich 
offen gelassen, ob für ein Vertretungsverbot dasselbe gelte, weil 
ein Berufsverbot in seinen Wirkungen weit über das Vertretungs­
verbot hinausgehe. Die Elfte Kammer des Berufungsgerichts hat in 
dem erwähnten Urteil vom 23. Januar 1990 - 11 Sa 1093/89 - aus 
den vom Kammergericht angeführten Gründen auch im Falle eines 
Vertretungsverbots die Anwendung der Ausnahmevorschrift des 
§ 114 a Abs. 2 BRAO auf eigene Rechtshandlungen des betroffenen 
Rechtsanwalts abgelehnt (ebenso: Feurich, BRAO, § 114 Rz 4 und 5, 
§ 155 Rz 3 und 4, m.w.N.).

2. Diese Frage braucht jedoch für die Entscheidung des vorlie­
genden Falles nicht beantwortet zu werden. Die Berufung ist in 
jedem Falle deshalb zulässig, weil sich das gegen den Beklagten 
verhängte ehrengerichtliche Vertretungsverbot von Anfang an nicht
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auf das Gebiet des Arbeitsrechts erstreckt hat. Dies ergibt sich 
aus dem Klarstellungsbeschluß des Ehrengerichts vom 9. Mai 1990.

a) Dieser Beschluß kann vom Revisionsgericht verwertet werden, 
obwohl er erst nach der letzten mündlichen Verhandlung in der 
Tatsacheninstanz erlassen worden ist.

Die Zulässigkeit der Berufung als einer Prozeßfortsetzungs- 
bedingung ist auch in der Revisionsinstanz von Amts wegen zu prü­
fen. Dies bedeutet, daß das Revisionsgericht an den vom Beru­
fungsgericht festgestellten Sachverhalt nicht gebunden ist. Das 
Revisionsgericht muß die Prozeßfortsetzungsbedingung vielmehr in 
tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht prüfen; es ist befugt, 
selbst Beweise zu erheben und zu würdigen, also die zur Entschei­
dung erforderlichen Tatsachen für den entscheidungserheblichen 
Zeitpunkt festzustellen. Damit ist es auch befugt und verpflich­
tet, neu vorgebrachte Beweismittel wie z.B. nach der letzten 
mündlichen Verhandlung vor dem Berufungsgericht vorgelegte Urkun­
den zur Feststellung der erheblichen Tatsachen zu berücksichtigen 
(alia. M.; vgl. statt aller BGH Urteil vom 21. Juni 1976 - III ZR 
22/75 - LM Nr» 2 zu § 341 ZPO, zu II 2 bis 4 der Gründe, m.w.N.).

b) Wie jedenfalls aufgrund dieses Beschlusses feststeht, hat 
sich das in dem Urteil des Ehrengerichts vom 2. November 1988 
gegen den Beklagten erhängte Vertretungsverbot auf dem Gebiet 
des Zivilrechts (einschließlich Familienrecht) nur auf die Ver­
tretung in bürgerlich-rechtlichen Streitigkeiten vor den Amts-, 
Land- und Familiengerichten beschränkt. Die "damit zusammenhän­
genden Rechtsgebiete" beziehen sich lediglich auf das Gebiet des
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Strafrechts, während die Vertretung .in Arbeitssachen nicht unter 
das Verbot fällt.

aa) Nach § 458 Abs. 1 StPO, der nach § 116 Satz 2 BRAO für das 
ehrengerichtliche Verfahren sinngemäß anzuwenden ist (vgl. 
Feurich, aaO, § 116 Rz 354), ist u.a. dann die Entscheidung des 
Gerichts herbeizuführen, wenn über die Auslegung eines Strafur­
teils Zweifel entstehen. Zuständig ist nach § 462 StPO das Ge­
richt, das die Strafe ausgesprochen hat. In sinngemäßer Anwendung 
dieser Vorschriften war deshalb im vorliegenden Fall das Ehrenge­
richt, das das Vertretungsverbot als ehrengerichtliche Maßnahme 
verhängt hatte, zur Entscheidung über die Auslegung seines Ur­
teils vom 2. November 1988 zuständig.

bb) Aufgrund des Beschlusses vom 9. Mai 1990 steht auch für die 
Entscheidung im vorliegenden Verfahren bindend fest, daß sich das 
Vertretungsverbot von Anfang an, d.h. seit dem Erlaß des ehrenge­
richtlichen Urteils vom 2. November 1988, nicht auf die Vertre­
tung in Arbeitssachen bezogen, der Beklagte somit seine Postula­
tionsfähigkeit vor den Landesarbeitsgerichten (§ 11 Abs. 2 Satz 1 
Halbsatz 2 ArbGG) nie verloren hatte.

Das ergibt sich schon aus dem eindeutigen Wortlaut des § 458 
Abs. 1 StPO, der dem erkennenden Strafgericht die Kompetenz zu 
einer Klarstellung seines Urteils zuweist, wenn über dessen Aus­
legung Zweifel entstehen. Die Zweifel können sich auf jeden Teil 
des Strafausspruchs beziehen, somit auch auf Nebenstrafen, Neben­
folgen (BGHSt 8, 66: Verlust der Wählbarkeit) sowie Maßregeln der 
Sicherung und Besserung (Hanack, Leipziger Kommentar, 10. Aufl.,
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§ 70 StGB Rz 58: Tragweite eines Berufsverbots). Für die entspre­
chende Anwendung der Vorschrift im ehrengerichtlichen Verfahren 
bedeutet dies, daß das Ehrengericht, das ein Vertretungsverbot 
als ehrengerichtliche Maßnahme verhängt hat, nach Rechtskraft 
seiner Entscheidung bei Zweifeln über die Auslegung seines Aus­
spruchs den Umfang des Verbots verbindlich klarzustellen hat. Mit 
Rechtskraft dieser Entscheidung steht dann fest, welchen Inhalt 
das Verbot vom Zeitpunkt des Erlasses des Urteils an gehabt hat. 
Entgegen der offenbar vom Berufungsgericht ohne nähere Begründung 
vertretenen Ansicht handelt es sich nicht um eine Abänderung des 
Urteilsausspruchs für die Zukunft, sondern um die Klarstellung 
seines ursprünglichen Inhalts. Somit ist die Berufung des Beklag­
ten durch den Beschluß des Ehrengerichts nicht etwa nachträglich 
zulässig geworden. Sie war es vielmehr von Anfang an, weil das 
Vertretungsverbot sich vom Erlaß des ehrengerichtlichen Urteils 
an nicht auf das Arbeitsrecht bezogen hatte und der Beklagte des­
halb auch bei Einlegung der Berufung zur Vertretung vor den Lan- 
desarbeitsgerichten befugt gewesen war.

c) Es kann somit offen bleiben, ob auch eine eigene Auslegung
des ehrengerichtlichen Urteils vom 2. November 1988,, ggf. unter 
Berücksichtigung der Auskunft des Vorsitzenden des Ehrengerichts, 
zu demselben Ergebnis führen würde und ob das Berufungsgericht 
zumindest sein Verfahren bis zur Entscheidung des Ehrengerichts 

d-n Antrag des Beklagten nach § 453 StPO hätte aussetzen 
müssen.
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III. Ist die Berufung des Beklagten somit zulässig, so muß der 
Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das 
Landesarbeitsgericht zurückverwiesen werden (§ 565 Abs. 1 ZPO).

Hillebrecht
Thieß

Triebfürst
Brocksiepe

Dr. Rost
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